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Die Brennstäbe  im Inneren eines Reaktordruckgefäßes 
des  Kernkraftwerks  Greifswald  (Bild  links)  sind  heute 
noch im Originalzustand für die Öffentlichkeit zugänglich. 
Der betriebsbereit fertiggestellte Block 6 (im Bild unten 
links)  ging  nicht  mehr  in  Probebetrieb  und  ist  dadurch 
strahlungsfrei  und  gefahrlos  begehbar.  Er  stellt  im 
Gegensatz  zu  den  verstrahlten  Blöcken  1  -  5  kein 
Entsorgungsproblem dar. Diese Betriebsreaktoren werden 
seit  30  Jahren  rückgebaut.  Aus  geplanten   3-4  Mrd.  € 
Kosten werden es bis Mitte der 40er Jahre über 11 Mrd. € 
sein – deutlich mehr als die gesamte Wismut-Sanierung 
kostet  und  das  ebenfalls  zu  100  %  zu  Lasten  der 
Steuerzahler. Dennoch propagiert die Politik von „Mitte“ 
bis  „Rechts“  die  Wiederauferstehung  der  Kernkraft; 
Deutschland kann noch nicht  einmal  die  Nachsorge der 
bisherigen finanzieren. S. 8 und 9-11
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  Die Wiederkunft der
  nuklearen Kernenergie  

Gründe  für  den  Stimmungsumschwunges  in 
der  Bevölkerung von  der  Kernkraftgegnerschaft  hin  zur 
inzwischen mehrheitlichen Befürwortung sind Energiekri-
se, erfolgreiche Lobbyarbeit der Nuklearindustrie und ein 
Laufzeitverlängerungsstopp, der ein Laufzeitabbruch ohne 
nachvollziehbare wirtschaftliche Vernunft war. Zur erfolg-
reichen Lobbyarbeit zählen inzwischen permanente Wer-
bungen  der  IAEA  und  politische  Einflussnahmen  von 
CDU/CSU und AfD.  Die Wiederkunft  der  Kernenergie 
vernachlässigt komplett die immensen Kosten des laufen-
den Rückbaus, der Zwischenlagerung, der Endlagersuche 
und der Endlagerung selbst. Man verschweigt die Folge-
kosten der Urangewinnung und deren gravierenden Um-

weltschäden 
infolge  Kos-
teneinsparung 
zugunsten 
niedriger 
Weltmarkt-
preise  des 
Urans.

Die IAEA wirbt mit ständiger Wiederholung unbewiese-
ner,  gescheiterter  Argumente  und  propagiert  die  derzeit 
weltweit im Bau befindlichen 65 Reaktoren als Aufbruch 
in eine neue Kernkraftära. Jährlich gehen jedoch mehr Re-
aktoren vom Netz, als dazu kommen.Verschwiegen wer-
den die überlangen Bauzeiten und Kostenexplosionen. Die 
derzeitigen jährlichen Reaktorzugänge erreichen nicht ein-
mal die Minimalziele der IAEA (Diagramm). Der Stand 
und der weltweite Trend im Vergleich zu den erneuerba-
ren Energien werden unterschlagen; Regierungen mit Slo-
gan desinformiert und zu Fehlinvestitionen verführt: „Ker-
nenergie  liefert  kohlenstoffarmen,  zuverlässigen  Strom. 
Da immer mehr Länder Netto-Null-Emissionen anstreben, 
wird Kernenergie zunehmend als wichtiger Partner für er-
neuerbare  Quellen wie Wind-  und Solarenergie  angese-
hen.“ [1] Die weltweite Bedeutung der erneuerbaren Ener-
gie zeigt das Diagramm (nach [1] und [2]).

[1]  IAEA-Mittelung vom 21.11.2025: „Sechs globale Trends 
in der Kernenergie, die Sie kennen sollten“ 
[2] Ch. Kost u.a. „Levelized cost of  elektricity renewable 
energy technologies“ 07/24, Fraunhofer Institute for Solar 
Energy Systems ISE
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Einleitung und Zusammenfassung
Der Deutsche Bundestag hat 2016 festgestellt “Angehö-
rige  der  Bundeswehr  und der  ehemaligen  Nationalen 
Volksarmee (NVA) konnten bis etwa 1985 aufgrund von 
Mängeln  an  adäquaten  Sicherheitsvorkehrungen  bei 
militärischen  Radaranlagen  gesundheitsschädigender 
Strahlung ausgesetzt gewesen sein. Häufig können die 
Betroffenen den ursächlichen Zusammenhang zwischen 
dem Dienst an der potenziellen Strahlenquelle und ihrer 
späteren Erkrankung nicht nachweisen, da Dauer und 
Intensität der Exposition im Einzelfall nicht sicher re-
konstruiert  werden können”.  Vor  diesem Hintergrund 
beschloss der Bundestag die Entschädigung für Radar-
geschädigte der Bundeswehr und ehemaligen NVA wei-
ter  zu  verbessern  (Drucksache  18/9032  vom 
05.07.2016). Die Umsetzung dieses Auftrages beinhal-
tete  die  Beauftragung  einer  Studie  zur  Erforschung 
möglicher DNA-Schäden in Nachkommen  von betrof-
fenen Soldaten.  Das  Institut  für  Genomische  Statistik 
und  Bioinformatik  (IGSB)  am  Universitätsklinikum 
Bonn  hatte in Zusammenarbeit  mit der Charité Berlin 
und dem 2001 gegründeten Verein “Bund zur  Unter-
stützung  Radarstrahlengeschädigter  Deutschland  e.V. 
(BzUR)” in einer  Pilotstudie die  DNA von 18 Nach-
kommen von Radarsoldaten analysiert. Es handelte sich 
um 10 Familien,  bei  denen mindestens ein Kind eine 
genetisch  (mit)bedingte  Erkrankung  aufwies  und  die 
Zeugung  in  den  Expositionszeitraum  des  Vaters  fiel. 
Die Ergebnisse der Pilotstudie wurden 2018 publiziert 
und ausführlich im Strahlentelex erläutert (1–3).  
Die Folgestudie mit über 100 Nachkommen von Radar-
technikern wurde 2025 ebenfalls im Journal “Scientific 
Reports” veröffentlicht.  Wie bereits  in der  Pilotstudie 
von 2018 analysierten wir Neumutationen, also DNA-
Veränderungen, die nicht von Mutter oder Vater vererbt 
sein können. Unsere neue Untersuchung zeigte, dass be-
stimmte,  seltene  Neumutationsmuster  im  Erbgut  der 
Kinder,  sogenannte  geclusterte  Neumutationen  (eine 
Häufung von 2 oder mehr Neumutationen in 20 bp) bei 
Nachkommen strahlenexponierter Väter häufiger auftre-
ten als in einer vergleichbaren, nicht exponierten Kon-
trollgruppe.  Gleichzeitig  fanden  sich  keine  Hinweise 
auf eine Zunahme der Gesamtzahl von Neumutationen 
im Allgemeinen und keine Häufung bekannter krank-
heitsverursachender  Varianten.  Die  Ergebnisse  spre-
chen dafür, dass bestimmte DNA-Schäden infolge von 
Strahlenexposition an die Nachkommen vererbt werden 
können, das Risiko für genetische Erkrankungen im hier 

untersuchten  Dosisbereich  aber,  wenn  überhaupt,  nur 
geringfügig erhöht ist. 
Für  die  neue  Radarstudie  wurden Ganzgenomsequen-
zierungsdaten von Mutter-Vater-Kind Trios  begutach-
tet. Die primäre Studienkohorte bildeten 110 Nachkom-
men von 80 Radartechnikern der Bundeswehr und der 
ehemaligen  NVA,  deren  Väter  während  des  Dienstes 
Störstrahlung ausgesetzt gewesen sein könnten (Radar-
kohorte).  Die CRU-Kohorte bestand aus 130 Kindern 
von  Tschernobyl-Liquidatoren  und  Einwohnern  der 
Stadt Pripjat. Die Daten der CRU-Kohorte wurden 2021 
von Yeager, et al. in Science erstmals beschrieben (4). 
Um die  Neumutationsraten  in  der  Allgemeinbevölke-
rung zu bestimmen, nutzten wir die Inova-Kohorte, die 
mit 1.275 Kindern die Größte der drei Studienkohorten 
war  (5,  6). Durch die gemeinsame Analyse dieser drei 
Gruppen ließ sich zuverlässig erkennen, ob und in wel-
chem  Ausmaß  strahlenassoziierte  Veränderungen  im 
Erbgut der Nachkommen auftraten.  In Summe zeigten 
sich 1.989 geclusterte  Neumutation in  der  Gesamtko-
horte, wovon 454 auf die exponierten Kohorten entfal-
len und der Rest auf die deutlich größere Kontrollko-
horte. Statistisch zeigt sich, dass geclusterte Neumutati-
onen in Nachkommen exponierter Personen im Durch-
schnitt häufiger auftreten (Radar 1,48± 1,72; CRU 2,65 
± 2,19) als in einer vergleichbaren, nicht strahlenexpo-
nierten Gruppe aus der Normalbevölkerung (Inova 0,88 
± 0,9).
Da komplexe Neumutationsmuster technisch schwieri-
ger zu erfassen sind als einzelne Veränderungen an der 
DNA der Nachkommen, wurden die Ergebnisse mithil-
fe  zusätzlicher  Validierungsexperimente  (z.B.  Sanger 
Sequenzierung) überprüft  und eine statistische Korrek-
tur für die geringe Vorhersagegenauigkeit von Neumu-
tationsclustern angewendet. Die Erhöhung der Zahl der 
Neumutationscluster  in  Folge  von  paternaler  Strah-
lenexposition blieb auch unter diesen Korrekturen sta-
tistisch signifikant.
Obwohl  ein signifikanter  stochastischer  Strahleneffekt 
vorliegt,  blieb  die  absolute  Zahl  strahlenassoziierter 
Neumutationen in den Nachkommen mit 1 bis 2 Clus-
tern sehr gering.  Aufgrund der geringen Zahl an ge-
clusterten Neumutationen und unter der Annahme, dass 
diese Cluster nicht schädlicher sind als einzelne Neu-
mutationen,  und  angesichts  der  insgesamt  niedrigen 
Strahlenexposition der Radartechniker, ergab sich kein 
Hinweis auf ein erhöhtes Risiko genetischer Erkrankun-
gen bei ihren Kindern.

Wissenschaftlicher Hintergrund
Neumutationen in Folge von Strahlenexposition
Das humane Genom besteht aus ca. 2 x 3,3 Mrd. Basen-
paaren (bp) DNA, die sich auf 22 diploide Chromoso-
men (Autosomen) und zwei Geschlechtschromosomen 
(Gonosomen) aufteilen. Jedes Chromosom liegt in zwei 
Kopien  vor  (diploid),  wobei  jeweils  eine  Kopie  von 
Mutter  und  Vater  vererbt  wird  (Allel).  Entsprechend 
tragen Spermium bzw. Eizelle jeweils nur eine Kopie 
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jedes Chromosoms. Veränderungen einzelner Basen tre-
ten täglich in  jedem Zellkern auf.  Zellen nutzen sehr 
wirkungsvolle  DNA-Reparaturmechanismen,  in  die 
etwa 200 Gene involviert sind, um diese zufällig auftre-
tenden  Brüche  einzelner  DNA-Stränge  oder  einzelne 
Basenveränderungen  zu  reparieren,  wodurch  diese 
Schäden  nicht  in  Mutationen  überführt  werden  (vgl. 
Abb 1 (a)) (7, 8). 
Für Studien zur Strahlenexposition sind Neumutationen 
(de  novo Mutationen,  DNMs)  besonders  interessant. 
Neumutationen  sind  DNA-Veränderungen,  die  weder 
im Erbgut der Mutter noch des Vaters vorhanden sind 
und daher neu in der Keimbahn entstanden sein müssen. 
Pro Generation finden sich im Durchschnitt 80 bis 100 
DNMs, wobei die Zahl mit dem Alter des Vaters um ca. 
1 bis 2 Mutationen pro Jahr steigt (9, 10). Neumutatio-
nen können grundsätzlich auch durch exogene Noxen, 
wie z.B. ionisierende Strahlung in den Stammzellen der 
Spermien induziert und über Zellteilungen weitergege-
ben werden, sodass sie noch Jahre später in den Spermi-
en zu finden sind. In reifen Spermien hingegen findet 
aufgrund der  Kompaktheit  der  DNA in diesen Zellen 
keine DNA Reparatur statt, erst wieder nach dem Ein-
dringen in eine Eizelle (11). Dadurch ist die Sensitivität 
gegenüber Strahlenexposition bei Männern unmittelbar 
um den Zeitpunkt der  Befruchtung der Eizelle herum 
erhöht und bedeutet ein größeres Risiko für die Nach-
kommen (vgl. Abb 1 (a)). 
Das Ziel der Radarstudie war es zu bestimmen, ob es 
durch die Strahlenexposition der Soldaten zu einer er-
höhten Rate an Neumutationen gekommen ist. Bislang 
konnte  in  den  Nachkommen  exponierter  Väter  keine 
Zunahme  genetisch  bedingter  Krankheiten  oder  von 
Neumutationen nachgewiesen werden (12). Dabei wird 
ein  stochastischer  Strahleneffekt  angenommen,  also 
dass es keinen Schwellenwert für das (Nicht-)Auftreten 
von  Neumutationen  als  Folge  von  Strahlenexposition 
gibt.
Als primäres Nachweisverfahren für die DNA-Schädi-
gungen in Nachkommen von Radartechnikern kam in 
der  aktuellen  Studie  Next-Generation  Sequencing 
(NGS)  Technologie  von Illumina  zum Einsatz.  Diese 
Technik erlaubt das Auslesen des gesamten menschli-
chen Erbguts für wenige hundert Euro. Unter Zuhilfe-
nahme dieser Daten konnten wir somit erstmals einen 
unvoreingenommenen Blick auf alle möglichen Verän-
derungen der DNA in Nachkommen exponierter Perso-
nen  gewinnen.  Bei  der  Sequenzierung  werden  DNA 
Fragmente von bis zu 300 bp Größe von beiden Enden 
sequenziert und entsprechenden Abschnitten auf der hu-
manen Referenzsequenz zugeordnet. Um die Fehlerrate 
so gering wie möglich zu halten, wird dabei jedes Ba-
senpaar 30-fach sequenziert (d.h. insgesamt werden pro 
Individuum  etwa  100  Milliarden  Basenpaare  sequen-
ziert). Auf Basis der Zuordnung der einzelnen Fragmen-
te zum Referenzgenom identifizierten wir  Mutationen 
in  einzelnen Individuen, insbesondere Neumutationen 
und geclusterte Neumutationen (vgl. Abb. 3 - 4), wel-
che wir als zwei oder mehr Neumutationen innerhalb*/ 

von 20 bp DNA definierten. Wir verwendeten verschie-
dene algorithmische und statistische Methoden um die 
Genauigkeit  der  Neumutationsdetektion  und  die  Ver-
gleichbarkeit  der  Daten zwischen den Testkollektiven 
bewerten und gewährleisten zu können, und um platt-
formspezifische Fehlerprofile  berücksichtigen zu kön-
nen (vgl. Abb. 3 (c)).

Bisherige  Analysen  von  DNA  Schädigungen  nach   
paternaler Strahlenexposition

In unserer Pilotstudie wiesen wir bereits 2018 auf eine 
erhöhte Rate geclusterter Neumutationen (cDNMs) hin, 
also mehrer Neumutationen, die nach paternaler Strah-
lenexposition in  enger  genetischer  Nachbarschaft  auf-
treten, eine Aussage die damals aber aufgrund der ge-
ringen Zahl an Probanden und aufgrund der Auswahl 
des Testkollektivs (Kinder mit genetischen Erkrankun-
gen) nicht verallgemeinert werden konnte (vgl. Abb. 1) 
(1). Die Pilotstudie zeigte trotz des geringen Umfangs 
des Testkollektivs jedoch zum ersten mal einen paterna-
len  Strahleneffekt  im Menschen,  der  vorher  schon in 
verschiedenen Mausexperimenten gefunden wurde (13–
15). Für isolierte Neumutationen, Punktmutationen und 
andere Mutationstypen konnten wir damals jedoch kei-
ne Veränderung im Vergleich zur Normalbevölkerung 
feststellen.
Mehrere Untersuchungen an Mäusen zeigten sowohl in 
Mauszellmodellen,  als  auch  in  lebenden  Tieren,  dass 
geclusterte Neumutationen nach paternaler Strahlenex-
position gehäuft auftreten und dass die Zahl geclusterter 
Neumutationen  dosisabhängig  steigt  (13–15).  Aller-
dings ist die Strahlung, der die Tiere ausgesetzt waren, 
um ein Vielfaches höher (bis zu 4Gy), als die Strahlung, 
die in allen Untersuchungen an menschlichen Subjekten 
festgestellt wurde (10 mGy - 400 mGy).
Seit  2018 wurden mit  Hilfe  von NGS Daten  weitere 
Studien zu den Auswirkungen von ionisierender Strah-
lung auf die DNA der Nachkommen exponierter Perso-
nen durchgeführt  (16,  17). 2021 berichteten Yeager, et 
al. in ihrem Science Artikel “Lack of transgenerational 
effects of ionizing radiation exposure from the Cherno-
byl accident” keine genetischen Signaturen von parenta-
ler Strahlenexposition in den Kindern von Tschernobyl-
Liquidatoren und Einwohnern der Stadt Pripjat zu beob-
achten  (4,  18).  Dazu  analysierten  sie  Neumutationen 
und Cluster in 47 k bp weiten genetischen Regionen. 
Eine britische Studie an Veteranen der britischen Kern-
waffentests kam 2024 ebenfalls zu dem Schluss, dass 
die einmalige Exposition gegenüber der Strahlung einer 
Atombombe nicht zu einer erhöhten Rate an Neumutati-
onen oder chromosomalen Aberrationen in den Nach-
kommen geführt hat (19, 20). Allerdings fanden sich in 
diesem  Kollektiv  auffällige  Erhöhungen  bestimmter 
komplexer Mutationsmuster, wie sie auch für Krebszel-
len typisch sind. Häufig sind die Testkollektive in sol-
chen Studien zu klein und die Strahlenexposition zu he-
terogen  oder  schlecht  bestimmbar,  um  eindeutige 
Aussagen abzuleiten.
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Der Effekt  einer  spontanen,  also zufälligen,  Verände-
rung des Erbguts, die zu einer klinischen Auffälligkeit 
führt, lässt sich auf DNA Ebene grundsätzlich nicht von 
einem  durch  Strahlung  induzierten  Effekt  unterschei-
den. Es ist im Einzelfall also nicht möglich, einen direk-
ten Zusammenhang zwischen der Exposition gegenüber 
einem Mutagen und einem klinischen Merkmal herzu-
stellen. Da es aber für derartige Effekte keinen Schwel-
lenwert gibt, lässt sich auch das Gegenteil nicht bewei-
sen. Mit Hilfe einer größer angelegten Studie und einer 
robusten  statistischen  Auswertung  wird  es  allerdings 
möglich,  die  Plausibilität  eines  Zusammenhangs 
einzuschätzen.

Abbildung  1:  DNA  Schäden  in  Folge  von 
Strahlenexposition
Potentielle Mechanismen der Mutationsinduktion durch 
ionisierende Strahlung und der Vererbung dieser Muta-
tionen  an  die  Nachkommen  exponierter  Väter.  (a) 
Durch freie Radikale (OH) oder direkte Treffer beschä-
digt ionisierende Strahlung den DNA Doppelstrang und 
verursacht  einzelne  Läsionen (rote  Quadrate),  Einzel-
strangbrüche oder Doppelstrangbrüche in einem Raum 
von etwa 6  nm,  was  ca.  20  bp  DNA entspricht.  Die 
Strahlungssensitivität  der  reifen  Spermien  erlaubt  es, 
dass solche DNA Schäden akkumulieren und nach dem 
Eindringen in eine Eizelle durch DNA Reparaturprozes-
se  in  Mutationen auf  dem väterlichen Allel  überführt 
werden. Solche Mutationen können dann in den Nach-
kommen als  geclusterte  Neumutationen  auftreten  und 
detektiert werden.  (b), (c)  Schematische (b) und Reale 
(c) Darstellung ausgelesener DNA Fragmente bei auf-
tretender  geclusterter  Neumutation.  Die  grauen  Seg-
mente (Reads) zeigen einzelne abgelesene DNA Frag-
mente an, die keine Veränderung im Vergleich zur Re-
ferenzsequenz aufweisen. Die Referenzsequenz der spe-
ziellen genetischen Region ist  in (b) unter der blauen 

Linie dargestellt. Die farbigen Boxen stellen dann Ab-
weichungen von der Referenz dar. Einzelne Neumutati-
onen sind dadurch gekennzeichnet, dass sie nur im Kind 
(Index) auftreten, aber kein Read in Vater oder Mutter 
dieselbe  Veränderung  zeigt.  Mehrere  aufeinanderfol-
gende Neumutationen in einem engen Bereich (bis zu 
20 bp) nennen wir eine geclusterte Neumutation. In (b) 
und (c) wird eine geclusterte Neumutation dargestellt, 
die  von  uns  mit  Hilfe  von  Sanger  Sequenzierung 
validiert werden konnte.

Abbildung 2: Analysierte Studienkohorten und Stör-
strahlencharakteristik in der neuen Radarstudie
Grund-, Alters- und Expositionsstruktur der in die neue 
Radarstudie eingeschlossenen Kohorten, sowie die Stör-
strahlencharakteristik in der Radar- und CRU-Kohorte. 
(a) Die Tabelle stellt die Größe der Kohorten und das 
mütterliche und väterliche Alter  bei  der  Zeugung des 
Kindes dar. Der Unterschied in der Zahl der weiblichen 
Nachkommen zwischen den Kohorten ist durch Zufall 
zu  erklären  und deutet  nicht  auf  einen  Strahleneffekt 
hin.  Die  Eltern  in  der  Kontrollkohorte,  deren  Kinder 
zwischen 2011 und 2013 in den USA geboren wurden 
sind im Durchschnitt  5-7 Jahre älter als  die Eltern in 
beiden exponierten Kohorten. Aufgrund der bekannten 
Alterseffekte für Vater und Mutter, die für eine Anrei-
cherung von Neumutationen mit wachsendem Alter der 
Eltern bei der Zeugung sorgen, ist die Korrektur dieses 
Unterschieds ein wesentlicher Teil unserer statistischen 
Analyse. (b) Vergleich der Störstrahlenexposition auf-
grund  verschiedener  Umweltfaktoren  oder  medizini-
scher Behandlungen. Die Zeile Radar stellt die Vertei-
lung der Dosisschätzungen im Vergleich zur maximalen 
Ortsdosisleistung eines Land- oder See-gestützten Ra-
darsystems dar  (21).  Die  Zeile  Tschernobyl  zeigt  die 
maximalen  Dosen,  die  für  Liquidatoren  mit  unter-
schiedlichen  Tätigkeiten  in  Yeager,  et  al.  berechnet 
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wurden (23, 24).  (c) Histogramm der Strahlenexpositi-
on in beiden exponierten Kohorten. Die vertikalen Bal-
ken stellen die jeweilige durchschnittliche Strahlenbe-
lastung der Väter in beiden Kohorten dar. Für 77 Väter 
von 88 Kindern in der Radarkohorte wurde die Exposi-
tion als eher unwahrscheinlich bewertet, nur für 33 Kin-
der  von 30 Soldaten konnte  eine belastbare Strahlen-
schätzung erstellt werden und nur diese Väter wurden 
als  wahrscheinlich  exponiert  eingeschätzt.  Die  durch-
schnittliche Dosis für einen exponierten Soldaten betrug 
der  Schätzung zu  Folge  34,35  mSv,  für  die  Gesamt-
gruppe waren es  lediglich 9,21 mSv.  Insgesamt zeigt 
sich,  dass  die  CRU-Kohorte  im Durchschnitt  und im 
Maximum einer höheren Strahlendosis ausgesetzt war, 
als die Kohorte der Radartechniker.

Abbildung 3: Analyse von Neumutationsraten

Neumutationsraten  in  der 
Allgemeinbevölkerung  (Ino-
va) im Vergleich zu den ex-
ponierten  Kohorten.  (a)  Der 
paternale  Alterseffekt  be-
schreibt  die  Akkumulation 
von  Neumutationen  in  Ab-
hängigkeit des Alters des Va-
ters  bei  der  Zeugung  des 
Kindes  und  wurde  in  der 
Vergangenheit mit ca. 1 Mu-
tation pro Jahr, das der Vater 
altert, beschrieben. Mit Hilfe 
der Studienkohorten bestätig-
ten  wir  den  paternalen  Al-
terseffekt in dieser Höhe und 
konnten  keine  Unterschiede 
zwischen  den  verschiedenen 
Kohorten feststellen. (b) Ab-
solute Zahl  der Neumutatio-
nen in den drei Kohorten mit 
und ohne Altersmatching, so-
wie  weitere  deskriptive  Sta-

tistiken 
(Durchschnitt, 
Standardab-
weichung, 
Median).  Das 
Altersmat-
ching  wurde 
von  uns  ein-
gesetzt  um 
Subkohorten 
der Inova und 
CRU-Kohor-
ten zu finden, 
deren  Alters-
struktur  der 
der  Radarko-
horte  mög-
lichst  ähnlich 
sind.  Dies  er-
möglicht  eine 

effektive Korrektur für das höhere Paternale Alter bei 
Zeugung des Kindes in der Kontrollkohorte. Nach Kor-
rektur für das Alter konnten wir keine Unterschiede in 
den Neumutationsraten zwischen den Kohorten feststel-
len.  (c)  Substitutionsraten  bei  Neumutationen  in  den 
verschiedenen Kohorten. Um zu garantieren, dass neben 
dem Alterseffekt nicht weitere Kovariablen die statisti-
sche Analyse beeinflussen, verglichen wir die Substitu-
tionsraten für Neumutationen zwischen allen drei Ko-
horten.  Hierbei  werden die Neumutationen in Abhän-
gigkeit der sie verursachenden DNA-Veränderung auf-
geschlüsselt (z.B.: G > T bedeutet, dass statt der Refe-
renzsequenz “G” ein “T” in der Sequenz des Individu-
ums gelesen wurde). Auch diese Analyse zeigte, dass 
unsere Neumutationsdaten verlässlich waren und keine 
weiteren Artefakte enthielten.
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Nachtrag
Nach der zusammenfassenden Ergebnisvorstellung und 
dem zum Verständnis des Forschungsverlaufs erläuter-
ten wissenschaftlichen Hintergrund folgt im Strahlente-
lex 02/26 die konkrete Vorstellung/Auswertung der Ra-
darstudie. Unser Anliegen war es, die im scientific re-
ports  vom 23.06.25 (Evidence for a transgenerational 
mutational  signature from ionizing radiation exposure 
in  humans |  Scientific  Reports)  erschienene englische 
Fassung dem deutschen Interessenkreis im Original zu-
gänglich zu machen. Wir danken herzlich den Autoren, 
insbesondere  Herrn  Dr.  Brand,  für  die  extra  für  den 
Strahlentelex  vorgenommenen erläuternden Ergänzun-
gen. Der Beitrag fügt sich in das langjährige Bemühen 
des Kirchlichen Umweltkreises Ronneburg ein, mit dem 
wir den letztlich weitgehend erfolglosen Kampf der sich 
im atomopfer e.V zusammengeschlossenen ehemaligen 
Uranbergarbeiter  und  NVA-Radarsoldaten  unterstütz-
ten. Eine große Sorge der inzwischen meistens verstor-
benen Vereinsmitglieder (der Verein musste sein Wir-
ken bereits 2010 einstellen) war die eventuelle Weiter-
gabe  von  Gen-  oder  gar  Krebserkrankungen  an  ihre 
Kinder durch strahlenbedingte Genveränderungen.

Die modellhaft entwickelte „Jacobi-Bewertung“ der Be-
rufsgenossenschaft attestierte allen Betroffenen eine an-
geblich konservative, in Wahrheit für die meisten unter-
repräsentierte Strahlenbelastung, die eine Anerkennung 
als Berufskrankheit ausschloss. Das Hauptproblem be-
stand  im  Fehlen  der  wirklichen  individuellen  Strah-
lenexposition, was auch für die Radarstudie zutrifft. Da 
die  Radarsoldaten  mehrheitlich  beschränkt  auf  ihre 
Dienstzeit nicht mit langjährigen Belastungen der Uran-
bergarbeiter  zu  vergleichen  sind,  wäre  eine  Untersu-
chung der Nachkommenschaft dieser Kohorte sinnvoll. 
Im BfS waren diesbezügliche Forschungen geplant. Da 
aber bereits die Bergarbeiterkohorte von falschen Expo-
sitionen ausgeht,  ist  nicht  mit  sinnvollen  Ergebnissen 
der rein statistischen Bearbeitung zu rechnen.  Um so 
wichtiger sind die Erkenntnisse aus der Forschung des 
Uni-Klinikums  Bonn.  (Hinweis:  Strahlentelex  02/22, 
02+04/23 enthält ausführliche Berichte zur Fehlbewer-
tung der Strahlenbelastung im Uranbergbau) 
F. L.
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Die  Stilllegung des   größten  DDR-Kernkraftwerks 
1990/1995 stellte damals ein Diskussionsthema im Rah-
men der Abwicklung der DDR-Wirtschaft dar. Ganz of-
fiziell war sie sowohl politischen aber auch ein Stück 
weit wirtschaftlichen Beweggründen geschuldet. Nicht 
nur bis heute, sondern Jahrzehnte in die Zukunft wirkt 
die damalige administrative Entscheidung nach.

Das Kernkraftwerk (KKW)  in Lubmin bei Greifs-
wald startete nach 6 Jahren Bauzeit 1974 mit dem ers-
ten Reaktor Typ WWER 440/W-230 sowjetischer Bau-
art.  Zwischen  1979  und  1990  wurden  4  thermische 
Druckwasser-Reaktorblöcke  betrieben,  die  rund 10 % 
des DDR-Energiebedarfes deckten. Die vier Reaktoren 
erzeugten  147.919  GWh Strom (brutto),  wovon  nach 
Abzug des Eigenbedarfes 90,73 % eingespeist wurden. 
Block 5 ging 1989 in Probebetrieb, aber nicht mehr ans 
Netz,  da  das  KKW 1990  wegen  Sicherheitsbedenken 
abgeschaltet wurde. Diesen wird nachfolgend prioritär 
nachgegangen.

Muster-Rückbau?
Es  sollte  ein  positives  Bei-
spiel  für  sicheren  und  voll-
ständigen  Rückbau  bis  auf 
„die  grüne  Wiese“  werden. 
Dafür  starteten  die  Rechts-
nachfolger des DDR-Kombi-
nates  als  Energiewerke 
Nord–EWN  mit  einer  Kos-
tenschätzung  von  3  bis  5 
Mrd.  €  und  einer  geplanten 
Sanierungszeit  von  17  Jah-
ren bis 2012.
EWN  gehört  100  %  dem 
Bund,  Alleingesellschafter 
ist das Bundesfinanzministe-
rium; 2017 erfolgte eine Umbenennung in Entsorgungs-
werk für Nuklearanlagen-EWN. Heute plant EWN den 
Abschluss  von  Demontage  und  Dekontamination  der 
Gebäude bis etwa 2045 mit einem Gesamtaufwand bis 
zu  11  Mrd.  €.  „Damit  würde  der  Rückbau 50  Jahre 
dauern – für 16 Jahre Stromerzeugung.“ [1]  

Sicherheitsmängel
„Alle  Systeme  des  radioaktiv  belasteten  Primärkreis-
laufes eines jeden Blockes sind in einem Drucksystem 
untergebracht…,  d.h.,  ein  alle  Anlagen  des  Primär-
kreislaufes einschließendes und nach außen abgrenzen-
des  Bauwerk ist  bei  diesem Reaktortyp nicht  vorhan-
den.“  [2]  Das  Betriebsregime  sah  beispielsweise  bei 
Spannungsabfall vor, falls die notwendige Restwärme-
abfuhr mit Leitungsbruch oder anderen Havariezustän-
den verbunden sein sollte, dass „… Gebäudeabschluss-

klappen sich bei 1,6 und 1,8 bar kurzzeitig in die Atmo-
sphäre öffnen.“ Also Radioaktivität freisetzten.
Dagegen wurden für die Blöcke 5 bis 8 zusätzlich riesi-
ge Ausgleichsräume und -becken gebaut, die bei Hava-
rien den Radioaktivitätsaustritt dann als zusätzliche Si-
cherheitsbarriere verhindern konnten.
Für die Betriebsblöcke 1,2 und 3 stand schon 1985 fest, 
dass sie „...wegen der fortgeschrittenen Neutronenver-
sprödung  die  geplante  Lebensdauer  nicht  erreichen“ 
[3]. Zwar wurden diverse Ertüchtigungsmaßnahmen re-
alisiert, doch hielt man eine „umfassende Rekonstrukti-
on infolge  vorhandener  Sicherheitsdefizite“ für  nötig, 
„...ohne dass eine Realisierung ökonomisch einorden-
bar war“ [3].
Die Reaktordruckbehälter 1 und 2 hatten gegenüber 3 
und 4 statt zweilagiger Plattierung nur Teilplattierungen 
aufzuweisen. Reaktor 2 galt als der störanfälligste Re-
aktor. Bei dem  neuen Reaktor 5 und den in Bau befind-
lichen  Reaktoren  6-8  lag  mit  dem  Typ  WWER-440/
W-213 eine zeitgemäßere Ausstattung vor bzw. konnten 
unter den neuen Bedingungen seit 1990 sicherheitsrele-
vante  Ergänzungen  erfolgen.  Aber  es  war  politischer 
Wille, den Bau dieser fast   fertigen Blöcke nicht fortzu-
führen und ab 1995 alle Reaktoren abzurüsten und 1 - 5 
vollständig zu dekontaminieren 

Rückbau 1995 - ??
Hierzu musste ein neues Zwischenlager für mittel- bis 
hochgradig  radioaktive  Stoffe  errichtet  werden,  die 
nicht chemisch für Einschmelzen etc. ausreichend de-
kontaminiert  werden konnten.  Der  Dekontaminations-
aufwand erwies sich zudem als deutlich umfassender, 
als  erwartet.  Die Radioaktivität  war nicht  nur wenige 

mm  in  den  Beton  einge-
drungen, eher im cm-, stel-
lenweise  im  dm-Bereich. 
Ein Problem, mit dem mitt-
lerweile  alle  im Abbau be-
findlichen  KKW  zu  kämp-
fen  haben.  Nach  „Umlage-
rung“ der extrem radioakti-
ven  Brennstäbe  und  etwa 
500.000 t schwach radioak-
tiven  Material,  ging  man 
noch von aufwendig zu de-
kontaminierenden  und  zu 
entsorgenden 60.000 t Stahl 
und  30.000  t  Beton  und 
10.000  t  sonstige  Ausrüs-
tung aus.   Zumindest  beim 

Beton viel  schwieriger,  so  dass  unübersichtlich  lange 
Rückbauzeiten entstehen. 
F. L.

[1] Beitrag von M. Rathke: zum Kernkraftwerk Lubmin:mit Stand 
02.09.2025  unter   www.ndr.de ›  nachrichten  ›  mecklenburg-
vorpommern 
[2] „Stilllegung und Abbau des KKW Greifswald“, EWN GmbH, 
Lubmin 2/95
[3]   „Betriebserfahrungen  mit  den  Reaktoranlagen  WWER-440/
W-230“, EWN GmbH, Lubmin 4/91
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Im Strahlentelex 01 und 02/2025 [1], [2] berichteten wir 
über den aktuellen Trend zur Forcierung der seit Jahrzehn-
ten stagnierenden weltweiten Kernkraftnutzung. Die Ent-
wicklungen vor allem in den USA und China sowie die 
Positionierungen der Kernkraftlobbyisten von der interna-
tionalen  Atombehörde  IAEA  bis  hin  zu  Politikern  der 
CDU und vor allem der AfD erfordern dringliche Versach-
lichungen. So nachvollziehbar entsprechend der parlamen-
tarischen Beschlusslage die  Stilllegung der  letzten deut-
schen  Atomkraftwerke  (AKW)  gewesen  ist,  so  unver-
ständlich und falsch war sie angesichts der kriegsbeding-
ten  Energiekrise  in  Bezug  auf  den  sich  abzeichnenden 
Stimmungsumschwung  in  der  Bevölkerung.  Politische 
Rechtfertigungen  und  sachliche  Begründungen  hin  oder 
her,  letztlich gehen die  Kernkraftbefürworter  gestärkt  in 
die Offensive.

Im Folgenden wollen wir die aktuelle Entwicklung in der 
USA [1] und [2] ergänzen und uns mit der derzeitigen Ar-
gumentation  der  deutschen  Kernkraftbefürworter  ausein-
andersetzen, die insbesondere die preiswerte Kernenergie 
der Schweiz zur Nachahmung propagieren. 

Mit  einem Drittel der nuklearen Welt-Erzeugungskapazi-
tät sind die Vereinigten Staaten nach wie vor führend in 
der Kernkraftnutzung, allerdings nicht mehr in der Kern-
krafttechnologie. Bis auf zwei Ausnahmen hat es seit 1977 
keine Neubauten mehr gegeben. Durch die Inbetriebnah-
me neuer Reaktoren in und der Reaktivierung von vorhan-
denen Kernkraftwerken (KKW) nähert sich die USA lang-
sam aber sicher dem Stand von 1990 als 100 Reaktoren in 
Betrieb waren (z.Z 95). Die derzeitigen politischen Forcie-
rungen zur Ausweitung des bisherigen rund 20%- Energie-
mixanteils  beruhen  auf  einer  Vorbereitungsphase,  die 
2022  mit  einem  „Infalationssenkungsgesetz“  neuen 
Schwung aufnahm, indem Kredite für Kernenergie emissi-
onsfrei gestellt wurden. Weitere Gesetzesvorlagen folgten, 
womit Laufzeitverlängerungen von 40 auf 60-80 Jahre, Er-
leichterungen  für  Kreditvergaben  und  Genehmigungsbe-

schleunigungen festgesetzt wurden. Zuschüsse für die so-
genannten Anlagen der  Generation 3+ (Stichwort  SMR- 
Kernreaktoranlagen) bewilligte der Kongress 2024.
Im Rahmen der  0%-  Emissionsausstoß-Strategie soll  die 
Kernenergie bis 2050 zunächst verdreifacht und seit  der 
Trump-Administration  sogar  vervierfacht  werden. „Am 
23. Mai 2025 unterzeichnete Präsident Trump vier Dekre-
te mit denen eine „nukleare Renaissance“ in den USA ein-
geleitet werden soll. Es ist unter anderem vorgesehen, die 
Genehmigungsprozesse für (fortschrittliche) Reaktoren zu 
beschleunigen  und  die  inländische  Uranproduktion  und 
-anreicherungskapazität zu steigern. Spätestens 2028 soll 
zudem ein Kernreaktor auf einer inländischen Militärbasis 
oder -anlage den Betrieb aufnehmen. Das Energieministe-
rium ist angewiesen, Rahmenbedingungen zu schaffen, die 
den Bau von zehn großen Reaktoren bis 2030 und die Fi-
nanzierung  von  Leistungssteigerungen  bei  bestehenden 
Reaktoren fördern. Ziel der US-Regierung ist es, den Aus-
bau der Kernenergiekapazität  der USA von bislang 100 
Gigawatt  auf  400 Gigawatt  bis 2050 zu „erleichtern“.“ 
[3]

Nach der  Dominanz  von Gaskraftwerken  in  den  letzten 
Jahren und dem dadurch inzwischen erreichten Energie-
überschuss in der USA, soll dennoch die Zukunft wieder-
um der Kernenergie gehören. Zwar werden auch die er-
neuerbaren Energien ausgebaut, doch sieht die Perspektive 
zusammengefasst folgendermaßen aus: „Im Energiesektor 
streben die Vereinigten Staaten bis 2035 eine zu 100 % 
kohlenstofffreie Stromerzeugung an,  wobei Wind, Sonne, 
Geothermie, Wasserkraft, Kernkraft und Biomasse neben 
fossilen  Brennstoffen  mit  Kohlenstoffabscheidung  und 
-speicherung (CCS)  genutzt  werden.“  [4]  Der  Kernkraft 
wird  zur  Erreichung  der  sogenannten  Netto  Null  Wirt-
schaft zunehmend Priorität eingeräumt.

Dabei kommt der Weiter- und Wiederverwendung still-
gelegter KKW eine Vorzugsrolle zu. Insbesondere drän-
gen  Microsoft,  Meta,  Google  und  Amazon  aus  Kosten-
gründen danach, da Neuanlagen viel zu teuer sind, hinge-
gen vorhandene Infra- und Netzstrukturen sowie Fachper-
sonal entscheidend kostenmindernd wirken.
Sicherheitsbedenken, wie sie nach den bekannten Nuklea-
runfällen,  wozu  auch  der  Reaktorunfall  von  1979  im 
KKW Three Mile Island gehört, die Kernenergienutzung 
reglementierten, spielen keine Rolle mehr. Allein die nach 
wie vor viel zu hohen Kosten bremsen den politisch ge-

wollten Trend weiterer KKW. Daher versucht 
man  es  mit  Standort-Reaktivierungen.  Selbst 
das Havarie-AKW Three Mile Island bei Har-
risburg im Bundestaat Pennsylvania wird unter 
dem neuen Namen Crane Clean Energy Center 
(zu deutsch: saubere Energie im Zeichen des 
Kranichs) wiederbelebt. Ursache sind auch die 
Forderungen  der  großen  Rechenzentren  (hier 
Microsoft),  die  ihre  künftigen  KI-Hochleis-
tungsserver energetisch rund um die Uhr stabil 
abgesichert sehen wollen. Nach den Analysten 
von McKinsey soll der Energiebedarf der US-
Rechenzentren  von  147  TWh  1923  auf  600 
TWh 2030 steigen. Zur Zeit produzieren die 54 
AKW um die 800 TWh pro Jahr. Für eine an-
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gestrebte Vervierfachung der Kapazität bräuchte man grob 
weitere 150 AKW oder 300 Reaktoren. Derzeit ist viel in 
Diskussion, zu wenig in Vorbereitung und kein einziger 
großer Meiler im Bau. Den Absichtserklärungen der KI-
Konzerne wie Meta, Google, Oppen AI oder Anthropic ist 
die Forcierung von Kern- und Gaskraftwerken auf Grund 
abgeschlossener  Stromliefervereinbarungen  abzunehmen, 
doch die Vorgaben der Trump-Administration dienen eher 
der  Wiedernormalisierung der  Kernkraftidee,  um sämtli-
che  Widerstände  zu  unterbinden.  Den  Hintergrund  aus-
bleibender  Projektumsetzungen  bilden  die  Forderungen 
der  Betreiber  nach  direkter  staatlicher  Absicherung  der 
immer wieder auftretenden Kostenexplosionen. Zuschüsse 
und Steuervergünstigungen genügen ihnen angesichts von 
Firmenpleiten und unkalkulierbaren Risiken 
nicht.  AKW  privatrechtlich  gewinnorien-
tiert  betreiben zu wollen,  bedeutet  für  die 
Betreiber  nicht,  sie  auch  verlustreich  zu 
bauen und zu  entsorgen  (trotz  vermeintli-
cher Rückstellungen).
Zwar hat Google die Planung für AKW in Auftrag gege-
ben und  „Amazon hat verschiedene Abkommen mit Ver-
sorgern  und  Projektentwicklern  zum  Bau  sogenannter 
Small Modular Reactors, kurz SMR unterzeichnet, kleiner 
modularer  Reaktoren  also.“ [7],  dennoch  bedeutet  das 
keine „staatsferne“ Finanzierung.
Im Falle Three Mile Island soll sich Microsoft für 20 jähri-
gen Strombezug zum Festpreis von etwa 11 Ct/kWh ver-
pflichtet haben. Der Handelspreis 2025 liegt zwischen 5-6 
Ct/kWh. Amazon hat sich bereits 2023 einen Standort di-
rekt neben einen AKW bei Berwick, Pennsylvania, incl. 
Exklusivliefervertrag gesichert.  Der  seit  2021 insolvente 
Betreiber firmiert seit dem als  „… eines der kostengüns-
tigsten  und  am  besten  betriebenen  Kernkraftwerke  des 
Landes“  [5]
Der Rückgriff auf Altstandorte begann im KKW Palisa-
des: „Als allererstes AKW der US-Geschichte soll Palisa-
des im Bundesstaat Michigan aus dem Ruhestand geholt 
werden. Es ging im Mai 2022 nach mehr als 50 Dienstjah-
ren vom Netz. Der neue Besitzer prüft derzeit, ob es sich 
lohnt, es zu sanieren und den Reaktor anschließend wieder 
bis mindestens 2051 in Betrieb zu nehmen. Falls es dazu 
kommt, will sich das US-Energieministerium mit 1,5 Milli-
arden US-Dollar an den Kosten beteiligen.“ [6] 
Eine  in  Aussicht  gestellte  Energiekostenstabilisierung 
durch  neue  KKW  bleibt  unwahrscheinlich.  Das  einzige 
bisher wirklich mit  2  neuen Reaktoren erweiterte  AKW 

Vogtle 3 und 4 (vgl. [1] S.10) verursachte für die 2,6 Mio. 
Kunden des Betreibers Georgia Power Co. jedenfalls Ta-
riferhöhung [6].

Wie  kommt es  bei  dieser  negativen  Sachlage  in 
Deutschland  zu der gegenwärtigen politischen Forcie-
rung für neue AKW? Obwohl die technischen und öko-
nomischen Bedingungen beim Trendsetter USA bisher gar 
keinen  Boom auslösten,  zieht  man  einfach  die  europäi-
schen Klima-Zielvorgaben zur Begründung heran. Es wird 
massiv auf eine angebliche CO2-freie Kernenergie gesetzt, 
die staatlich abzusichern ist. Nur so wird Atomkraft auch 
in Deutschland für die Strombetreiber wieder interessant. 
Den Außenhandelslobbyisten der USA und den Fachlob-

byisten der  IAEA ist  es  bereits  gelungen,  die 
rechtskonservative  Mehrheit  in  Deutschland 
auf ihre Seite zu bringen. Die übernommenen 
und  politisch propagierten  Vorteile  lauten 
in der Hauptsache: 

- Kernkraftwerke ermöglichen die Stromerzeu-
gung ohne Emission von Treibhausgasen. 
- Mit wenig Kraftstoff werden große Energiemengen ge-
wonnen. Im Gegensatz zu Öl und Gas liegen die Kosten 
für Uran unter 20% der Erzeugungskosten bei geringsten 
Logistikaufwand.
-  Eine  kontinuierliche  Grundlast  sichert  allzeit  stabile 
Stromlieferungen.
- Kernenergie ist die preiswerteste Energieform

Die im Raum stehenden  Nachteile der Kernenergie wer-
den beschönigend benannt bzw. kaschiert:
- Technologien sind inzwischen viel sicherer, keine GAU-
Gefahren, höchste Sicherheitsanforderungen; Versicherun-
gen springen bei Problemen und Unfällen hundertprozen-
tig ein.
- Entsorgung des Nuklearabfalls wird beherrschbar infolge 
neuer Wiederaufbereitungstechnologien.
- Die eigentlich schlechten ökonomischen Wirkungsgrade 
der  Kleinanlagen  SMR  werden  durch  deren  Flexibilität 
wettgemacht.

Fakt ist, dass die verniedlichten Nachteile nicht mit den 
gegenwärtigen Technologien der  KKW aufzulösen  sind. 
Die USA setzten inzwischen wieder auf  Nutzung heimi-
schen Urans, eigener Brennstäbe-Produktion, Forschungs-
reaktoren,  SMR und  Variationen  der  Urananreicherung. 
Großtechnisch  stehen  hingegen  keine  neuartigen  Kerne-

nergielösungen zur Verfügung, so dass die her-
kömmlichen  anfälligen  Reaktortechnologien 
Grundlage  der  ambitionierten  Vervielfachung 
von  Kraftwerkskapazitäten  bleiben.  Also  nicht 
einmal neuer Wein in alten Schläuchen. Nach wie 
vor  hochkomplexe  Megaprojekte  müssten  zur 
Kapazitätssteigerung  errichtet  werden,  was  die 
Gesellschaft enorm belasten muss. 
Auch die genannten Vorteile treffen nicht zu. Die 
beiden  Hauptargumente  Klimaschutz  und  Nied-
rigstrompreise halten keiner sachlichen Bewertung 
stand (vgl. [8] S. 12/13). Insbesondere die enormen 
Baukosten  und  Materialeinsätze  und  die  ständig 
vernachlässigte Urangewinnung werden in den CO2 

-Bilanzen heruntergerechnet. Der im Vergleich zur 
Öl- und Gasgewinnung aufwendigere Uranabbau ist 

10

„It`s time for nuclear“
Donald Trump 2025

https://knowledge.energyinst.org/new-energy-world/article?id=138676&


Heft-Nr. 19 vom 15.03.2026                                           Ronneburger Strahlentelex                                           Ausgabe 01/2026  

durch die alleinige Einbeziehung der Weltmarktpreise klima-
technisch  nicht  darstellbar.  Marktpreise  mögen  in  die  Be-
triebskosten realistisch eingehen, ein Abbild der Klimabelas-
tungen sind sie nicht.

Zur Zeit argumentieren Bundestagsabgeordnete mit den nied-
rigen Strompreisen von schweizerischen KKW. Abb.3 zeigt 
zunächst einmal den relativ geringen Kostenanteil der Brenn-
stoffe im KKW Gösgen. Für 2021 gab man den Strompreis 
des Kraftwerkes mit 4,3 Rp/kWh also etwa 4,6 Ct/kWh an. 
Warum so niedrig? Dafür gibt es Gründe, die nicht auf die 
Bedingungen  für  einen  heutigen  Neubau  und  nicht  auf 
Deutschland übertragbar sind:
- Die drei noch betriebenen KKW der Schweiz gehören zu 
82% der öffentlichen Hand, wodurch die „abschöpfende“ Ge-
winnorientierung niedrig  bleibt.
- Die damaligen Baukosten sind im Vergleich zu heute exor-
bitant gering und halten die Abschreibungskosten (zu) nied-
rig. (Beznau I/II ging 1969/1972 mit 0,7 Mrd. CHF Baukos-
ten in Betrieb; das KKW Leibstadt 1979 mit 2 Mrd. CHF und 
Gösgen 1984 mit 4,8 Mrd. CHF)

- Die Rohstoffkosten für den Kernbrennstoff sind (zu) gering, 
so dass die Brennstoffkosten fast nur durch die Anreicherung 
verursacht werden. Die Fertigung/Beschaffung der Brennele-
mente ist doppelt so teuer wie ihre Entsorgung, was nicht für 
die  Berücksichtigung  der  Endlagerung  spricht.  Selbst  eine 
Verdoppelung  des  Uranpreises  würde  die  Kostenrechnung 
nur um 0,5 Rp/kWh erhöhen, was der Klimabelastung durch 
den Bergbau in keiner Weise gerecht wird.
 
Die Schweiz privatisiert also im Unterschied zu den meisten 
Nuklear-Staaten die Gewinne der KKW nicht und trägt die 
Entsorgungskosten  selbst.  Die  erreichten  hohen  Laufzeiten 
von 40-50 Jahren werden auf 60 Jahre und ggf. höher verlän-
gert und zum gleichmäßigen Ausbau der erneuerbaren Ener-
gien genutzt. Planbarkeit und Stabilität führen dabei zu we-
sentlich effizienterer Ausnutzung von Marktpreisen. Dennoch 
lebt man aus der Substanz überbordender Nutzungszeiten und 
ignoriert seit Jahren Sicherheitsanforderungen, die ihnen z.Z. 
mit der Außerbetriebnahme des KKW Gösgen infolge „Aus-
legungsschwachstelle im Speisewassersystem“ [9] auf die Fü-
ße fallen und sich nach Meinung des BUND für die Schweiz 
und die europäischen Nachbarländer zu unkalkulierbaren Ri-
siken ausweiten [10].

Nach dem Ausstieg der Schweiz 2011 (Fukushima) erfolgt 
jetzt der Rückwärtssalto; neue KKW glaubt man maximal mit 
der  Wunschvorstellung  von  30%  teurer  im  Vergleich  zu 
1970/80 errichten zu können.  

Die gesamte nukleare Kette – vom Uran-Abbau über die An-
reicherung bis zum Reaktorbetrieb – setzt Bergarbeiter und 
die  lokale  Bevölkerung  langfristigen  radioaktiven  Risiken 
aus. Die Frage der sicheren Lagerung hochradioaktiver Ab-
fälle  über  Jahrtausende  ist  trotz  Endlagerfindung  in  der 

Schweiz noch ungeklärt.  Fachleute wie Politiker 
unterschätzten  mittlerweile  das  Risiko  eines 
schweren Reaktorunfalls - bis der nächste eintritt. 
Durch den Klimawandel (Extremereignisse) erhö-
hen sich die Risiken von Reaktorunfällen. Bis dato 
stellt  der  Kühlwasserbedarf  und  -gebrauch  eine 
klimaschädigende Komponente dar. 
Der Anlagenrückbau wird latent unterschätzt. Die 
letztliche  Beseitigung  der  havarierten  Reaktoren 
im KKW Fukushima ist nach 54 Jahren für 2065 
prognostiziert. Das nicht-havarierte AKW Greifs-
wald  immerhin  „schon“  nach  50  Jahren  –  viel-
leicht.  Dennoch  gehen  EU-Staaten  der  Kern-
kraftlobby auf  den Leim. Polen plant  nach dem 
gescheiterten  Erstversuch  1986/89  den  Neuein-
stieg in die Atomenergie und will 2028 mit dem 

Bau eines KKW mit drei (US-amerikanischen) Blöcken be-
ginnen und nach 8 Jahren 3x 1.250 MW produzieren. Belgien 
hat  seinen  Ausstiegsbeschluss  wieder  rückgängig  gemacht 
und überlegt  Laufzeitverlängerungen und plant  ebenso wie 
die Niederlande und Tschechien neue Reaktoren bzw. Neuan-
lagen. 

[1] W. Hädicke: „Atomenergie – renaissance oder energiepo-
litische  Sackgasse“  +  F.  Lange:  „Kurzüberblick  zur  Kern-
kraftnutzung in Europa und Übersee“, Strahlentelex 01/2024
[2] F. Lange: „IAEA zur Zukunft der Atomenergie“, Strah-
lentelex Nr. 16 02/2024
[3]  Kernenergie  in  den  Vereinigten  Staaten  (USA)  |  GRS 
gGmbH 
[4] „United States 2024 EnergyPolicy Review“, Source: IEA. 
International Energy Agency 
[5] https://susquehannanuclear.com
[6]  https://www.n-tv.de/wirtschaft/Three-Mile-Island-statt-
neuer-AKW-Die-US-Regierung-fleht-die-Atomindustrie-an-
article25088806.html
[7] Claus Hecking: „Süss ist  das Atom-Comback“, Spiegel 
37/2025 
[8] F. Lange: „Energieerzeugung in Gegenwart und Zukunft 
– ein praktischer Überblick“ Strahlentelex Nr. 13 03/2024
[9]  https://ensi.admin.ch/de/2025/08/27/laengerer-betriebs-
unterbruch-beim-kkw-goesgen/
[10] A. Simon im Newsletter .ausgestrahlt vom 18.09.2025: 
„Schweizer AKW: seit 46 Jahren ohne Sicherheitsnachweis“
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Seit  dem Beschluss zum Atomkraftausstieg 2011 galt 
bis 2021 Gas plus Windkraft – dann kurz Windkraft ge-
gen Gas, insbesondere gegen Flüssiggas LNG. Bis mit 
Beginn des Ukrainekrieges beides „Plus“ wurde. Und 
2025  nun  wieder  Gas  gegen  Windkraft,  gleich  noch 
plus Atomkraft? Das Ringen der jeweiligen Lobbyinter-
essen feiert Urständ. Umso wichtiger ist die offene und 
sachbezogene Diskussion der Vor-, aber auch der Nach-
teile  der  Energieformen.  Letztere  sollen  nachfolgend 
auch einmal für die Windenergie im Mittelpunkt stehen. 

Etwas über 30.500 Windkraftanlagen sind in Deutsch-
land in Betrieb. Mit etwa 21% Anteil liegt Niedersach-
sen an der Spitze, gefolgt von Sachsen-Anhalt mit ca. 
10%. Bayern steuert noch 4% bei; das mehr als viermal 
kleinere  Thüringen  immerhin  ≈ 3,4%.  Die  Windkraft 
dient bekanntermaßen zur Steigerung der Unabhängig-
keit  von  Atomkraft,  Kohle,  Öl  und  inzwischen  auch 
Gas.  Enthusiastisch  wird  der  Rückgang  der  fossilen 
Energieträger seit 2015 um 41% der Nettostromerzeu-
gung bei gleichzeitigem Zulegen der erneuerbaren um 
44% gefeiert. Damit verbundene Negativaspekte für die 
technologischen  Umrüstungen  im  Versorgungssektor 
und  der  außen  vor  bleibenden  ansässigen  Bewohner 
sind für die politischen Entscheidungsträger zweitran-
gig geblieben. Befürworter bestehen auf überdimensio-
nale  Vorranggebiete  und forcieren so  eigentlich  noch 
die  China-Importe.  Die  Gegner  meinen hingegen den 
Ausbau zu stoppen und alles mit Atomkraft heilen zu 
können.  Mit  Zunahme von Windparks wächst  infolge 
der praktizierten Umsetzungsmethodik zunehmend auch 
die Kritik in der Bevölkerung. Gegner bemängeln eine 
„Verspargelung“ der Landschaft, Lärm und Ineffizienz 
(Stillstandszeiten), unökonomische Leistungsdichte bis 
hin zu unhörbaren Gefahrenszenarien durch Infraschall. 
Nicht zu unterschätzen sind entstehende Einschränkun-
gen  für  den  regionalen  Flugverkehr  und  sportlicher 
Luftraumnutzung. Seit der gesetzlichen Einordnung der 
fast  ausschließlich  privaten  Windkraft-
Energieanlagen /WEA) als  „überragendes  öffentliches 
Interesse“  [1]  und der damit  verbundenen restriktiven 
Ausweisung von Windkraft-Vorranggebieten, gerät das 
Aushängeschild  der  erneuerbaren  Energiestrategie  zu-
nehmend in die Kritik insbesondere der nicht in Groß-
städten lebenden Bevölkerung. Was sind die Grundla-
gen oder Gründe für diese Skepsis und Kritik? Es ge-
hört zum demokratischen Grundverständnis, dass diese 
Aspekte  öffentlich  präsenter  erläutert  und  diskutiert 
werden sollten,  ohne auf  einseitigen Standpunkten zu 
verharren.

Infraschall
Die menschlichen Hörbarkeit bewegt sich im Frequenz-
spektrum von 20 Hz bis 20 kHz. Über 20 kHz spricht 
man vom nicht hörbaren Ultraschall  und unter 20 Hz 
eben vom Infraschall. Darüber ist er beispielsweise von 
Fledermäusen wahrnehmbar und sogar essenziell; dar-
unter z.B. für Wale. An Windkraftanlagen entsteht In-
fraschall durch das Vorbeigleiten der Flügel am Mast, 
von wo er sich mit enorm langen Amplituden über 350 
m (< 1 Hz) ausbreitet;  bei den neuen hohen Anlagen 
sind es weniger. Gefahren werden in der sogenannten 
Resonanzüberlagerung gesehen. Diese könnte sich z.B. 
auf die Herzfrequenz des Menschen (0,5 – 2,3 Hz) le-
gen und die Reaktion von Zellen und Organen auf In-
fraschallfrequenzen wäre ein zu klärendes Problem. Ob-
wohl oder weil Studien, u.a. von der Landesanstalt für 
Umwelt  Baden-Würtemberg,  bisher  keine  Nachweise 
fanden, klagen die Gegner die Einhaltung des Vorsorge-
prinzips bis zum Beweis des Gegenteils ein  [3].  Eine 
2020 veröffentlichte Studie der Universität  Mainz zur 
„Negativen  Auswirkungen von  hochenergetischem In-
fraschall auf die Kontraktilität des menschlichen Herz-
muskels“ [7] hat es ihnen besonders angetan. Erstmals 
wurden wissenschaftliche Schlussfolgerungen gezogen: 
„Die  Exposition  gegenüber  hohen  Infraschallpegeln 
(über 100 dBZ) beeinträchtigt die Kontraktionsfähigkeit 
des Herzmuskels bereits eine Stunde nach der Expositi-
on. Zahlreiche weitere Studien stützen diese Schlussfol-
gerung.“ [7]
Windkraftgegner berufen sich damit auf einen Schädi-
gungsbereich „… des Herzmuskels ab 100 Dezibel und 
schlagen darum vor, einen „Vorsorgewert“ von 80 De-
zibel  in  der  Gesetzgebung  zu  verankern.  Die  Studie 
wird häufig als Beleg für die Gefährdung von Menschen 
durch Windkraftanlagen angeführt.“ (aus [2] Frage 22) 
Die offizielle Stellungnahme der Landesanstalt führt da-
gegen aus: „Die menschliche Herzfrequenz (Pulsschlag) 
liegt bei etwa 90 Schlägen pro Minute, was einer Fre-
quenz  von  1,5  Hz  entspricht.  Die  maßgeblichen  Fre-
quenzen des Infraschalls von Windenergieanlagen sind 
durch das regelmäßige Vorbeistreichen des Rotorblat-
tes am Turm bestimmt und liegen im gleichen Frequenz-
bereich. Der Blutdruck selbst bewegt sich im Normal-
fall zwischen 80 und 120 mmHg, dies entspricht einer 
Schwankungsbreite von etwa 40 mmHg oder rund 5.300 
Pascal.  Die  Druckschwankung  des  Infraschalls  von 
Windenergieanlagen kann … auf weniger als ein Pascal 
abgeschätzt  werden und ist  damit  mehr  als  das  Tau-
sendfache kleiner. 
Hätte  der  Schalldruck von Windenergieanlagen einen 
wie von der Autorin vermuteten Einfluss auf Zellen und 
Blutgefäße im ganzen Körper,  so müsste  der Einfluss 
durch den  natürlich  pulsierenden Blutdruck  mehr  als 
tausendfach stärker sein. Dies wird aber nicht beobach-
tet.  Ein möglicher Einfluss von Infraschall von Wind-
energieanlagen auf den Blutkreislauf und die Mikrozir-
kulation beim Menschen, wie im Artikel behauptet, wä-
re also im Vergleich zum natürlichen Pulsschlag ver-
nachlässigbar.“ ([2] Antwort zu Frage 22) 
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Der akademische Streit wird sicher fortzuführen sein.

Begrenzte Leistungsdichte
Kritiker der Windkraft bemängeln die zu dürftige Leis-
tungsdichte,  die  mit  überzogenen  Megawatt-Bezeich-
nungen der Anlagentypen kaschiert wird. Praktisch han-
delt es sich um einen „...gigantischen Materialaufwand 
bei einem Windrad, um eine sehr überschaubare elek-
trische  Leistung  zu  generieren.“...  „Aus  dem  Rotor-
Durchmesser  von 142 m ergibt  sich eine Rotorfläche 
von 15.829 m2, was mehr als zwei Fußballfelder (je 105 
x 68 m) entspricht. Eine WEA kombiniert einen riesigen 
Materialaufwand  mit  einer  sehr  geringen  Leistungs-
dichte.  Daraus  ergibt  sich  ein  enorm  hoher  Land-
schaftsverbrauch.“ [4]  Der Argumentation liegen phy-
sikalische Grundsätze zu Grunde, die bei Aufwand-Nut-
zen-Analysen stetig vernachlässigt werden, da die Prot-
agonisten der WEA sich an Maximalwerten orientieren 
und  diese  propagieren:  Immer  höher,  immer  weitere 
Flügelspannen, immer größere Windparks. Dem stehen 
physikalische  und  technische  Grenzen  entgegen,  wie 
die erreichbare,  aber auch maximal nutzbare und Ty-
pen-unabhängige Leistungsdichte des Windes und die 
hingegen  Typen-abhängige  Wirkungsgradgestaltung. 
Die  Nutzungsbereiche  sind  relativ  eng.  Die  nutzbare 
Windgeschwindigkeit 𝑣w liegt zwischen 4 und 11 m/s. 
Maximalangaben bis 22 m/s können durch die wirken-
den Fliehkräfte nie  ausgenutzt  werden.  Daher werden 
die Rotoren ab ca. 11 m/s „in den Wind“ gestellt oder 
abgeschaltet. Die Wirkungsgrade liegen generell unter 
0,48 und sind zudem noch in Abhängigkeit der Windge-
schwindigkeit 𝑣w veränderlich und pendeln bei starken 
Wind nur um 0,25; hingegen bei „halben“ Wind in ei-
nem technisch günstigeren Bereich (allerdings bei ge-
ringerer  Leistungsdichte  des  Winddargebots).  Winde 
bis  11 m/s  sind für  Offshore-Anlagen auf  See realis-
tisch;  im Binnenland wird  inzwischen die  Rotorblatt-
geometrie auf praxisorientierte 5-8 m/s optimiert.
Die Leistungsdichte (W/m2) des Winddargebotes ist in 
erster Linie von 𝑣w abhängig (in dritter Potenz) und da-
her ebenfalls im nutzbaren Bereich beschränkt. Abbil-
dung 1 zeigt diesen engen Bereich. Demnach steht eine 
Leistungsdichte bei den am häufigsten im Binnenland 
herrschende Windbedingungen von 5,5 – 6,5 m/s zwi-

schen 125-200 W/m2  zur Verfügung. Praktisch bewegt 
sich  „wirkungsgradbereinigt“  die  elektrische  Leistung 
jedoch  nur  zwischen  25-75  W/m2.  Die  Nennleistung 
hingegen setzten die Hersteller für 11 m/s an, wofür sie 
dann sogenannte Volllaststunden berechnen. Spätestens 
an dieser Stelle gerät die Leistungsausweiung in die Ka-
tegorie  von  Zufallsdaten.  Im  Ergebnis  werden  nicht 
nachvollziehbare  Auslastungsgrade  ausgewiesen.  Als 
Querschnittsgröße geht man in der Praxis von um 20% 
Jahresstunden aus, also rund 1.800 h/a. 

Steigerungsmöglichkeit Leistungsdichte
Die  Windradhersteller  streben  eine  Erhöhung  dieser 
mehr oder weniger theoretischen Kennziffer durch im-
mer größere Rotordurchmesser an, da sie damit in Hö-
hen mit stabileren Windverhältnissen vorstoßen. Insbe-
sondere  Offshore-Anlagen stellen  immer  wieder  neue 
Rekorde auf. 2024 gingen in China Windräder mit 260 
m und 292 m in Betrieb (Provinz Hainan - Abb. 2), letz-
tere als 20 MW-Anlage. Zeitgleich wurden und werden 
im  dänischen  Windkraftanlagentestfeld  Osterild  222- 
und 276 m-Rotoren getestet  (Leistung bis 21,5 MW). 
Den Windrädern in Hainan ordnen die Hersteller 4.000 
Nennleistungsstunden zu.  Die  Ø-ⱱw wird mit  8,5 m/s 
angegeben, woraus sich ein Leistungsdargebot von etwa 
480 W/m2 ableitet. Die angegebene Turbinenleistung 20 
MW  durch  die  Rotorfläche  geteilt,  ergebe  fast  300 
W/m2.  Daraus  ließe  sich  auf  ɳ  =  300/480  =  62,5  % 
schließen. Ein enorm (zu) hoher Wert. Die Anlage wur-
de an der Küste betrieben und soll künftig im offenen 
Meer (Off-Shore) eingesetzt werden. Bei Auslegungs-
winden von 12 m/s läge die Ausschöpfung des Wind-
dargebotes mit 1080 W/m2  (vorhanden) zu  300 W/m2 

(ausgenutzt) bei  ɳ = 28 %, was wiederum einer realisti-
scher Größe entspricht. Das Beispiel zeigt die schwieri-
ge Interpretation angegebener Leistungsdaten. 
Übrigens zerstörte am 06.09.24 ein Taifun 6 Windräder 
an der Küste Hainans.
 
Im Binnenland ist für sogenannte Onshore-Anlagen die 
Erweiterung  der  Rotordurchmesser  aus  logistischen 
Gründen  schwieriger,  obwohl  es  auch  zur  Errichtung 
von Groß-Windrädern, wie beispielsweise mit 246 m in 
Stuttgart,  kommt.  Die  heutigen  leistungsfähigen  5-6 

MW  WEA  sind  i.d.R.  150-200  m 
hoch.  Im Lausitzer  Klettwitz  entsteht 
allerdings ein Windhöhenturm, der bis 
zur  Rotorblattspitze  365  m  erreichen 
wird; die Nabe liegt bei rund 300 m. 
Zum Vergleich: Der Berliner Fernseh-
turm ist 368 m hoch. Rotorblätter einer 
„herkömmlichen“ 3,8  MW WEA mit 
„lediglich“ 65 m Länge sollen verwen-
det  werden,  die  durch  das  höhere 
Winddargebot zu einer 6,8 MW WEA 
aufsteigt  und es wird mit  Jahresener-
giemengen  von  12  GWh  spekuliert. 
Die Projektkosten belaufen sich auf 30 
Mio. €; setzt man 30 Jahre Laufzeit für 
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die 12 GWh/a an, betragen die „Herstellungskosten“ 8,3 
ct/kWh. Z.Z. sicher kein marktfähiger Preis, erst recht, 
wenn man die Betriebs- zu den Kapitalkosten noch hin-
zurechnet. In Annäherung an den chinesischen Gigan-
tismus will man mit Flügellängen 100 m 18 GWh an-
streben. Die Nennleistungszeiten an Land sind zwar hö-
henabhängig  steigerungsfähig,  bleiben  aber  begrenzt. 
Höhere Masten bei Beibehaltung oder sogar kleineren 
Spannweiten  sind  ein  Trend  zur  Findung  eines  Opti-
mums zwischen Bauaufwand und Energieausbeute. Kri-
tisch bleibt,  dass vorhandene Jahresstunden meist  be-
scheidener  ausfallen,  als  die  den  Nennleistungen  zu 
Grunde gelegten.

Windparks
Sie sehen sich inzwischen stärkeren Kritiken hinsicht-
lich ineffektiven Flächenverbrauch ausgesetzt.
„Ein zu nahe hinter einem Windrad befindliches weite-
res Windrad würde nur durch die langsamere Luft an-
getrieben. Deshalb ist bei Windparks in der Hauptwind-
richtung  ein  Mindestabstand  des  achtfachen  Rotor-
durchmessers bzw. senkrecht dazu ein mindestens vier-
facher Abstand einzuhalten.“ [5]  D. h. mit unterschied-
lichen Höhen kann die Nutzfläche zumindest abgemin-
dert werden. 
Im letzten Jahrzehnt wurden energiebezogene Flächen-
größen ermittelt, die infolge „... Kombination aus nach 
unten  gerichteten  Transportgrenzen  und  Windge-
schwindigkeitsreduzierungen erklärt,  warum die groß-
flächige Windstromerzeugung in windreichen Regionen 
auf  etwa  1  W/m2 begrenzt  ist….Wir  kommen zu  dem 
Schluss, dass die großflächige Windkrafterzeugung da-
her auf ein Maximum von etwa 1 W/m2 begrenzt ist auf-
grund dieser unvermeidlichen Verringerung der Wind-
geschwindigkeiten  und  der  vergleichsweise  niedrigen 
vertikalen kinetischen Energieflüsse in der Atmosphä-
re.“  [6]  Praktische Leistungsauswertungen bestätigten 
den Trend auf 0,5 W/m2 und bei zu dicht stehende Parks 
verringert sich die spezifische Leistung gegenüber Ein-
zelstandorten um 25-30%. „Große Windparks mit einer 
hohen Dichte installierter Leistung bremsen den Wind 
und erzeugen weniger Strom als bisher angenommen“ 
[8]

Eingeschränkte Luftraumnutzung
Abgesehen von der unmittelbaren Nähe des 
Windrades bezieht sich die Einschränkung in 
erster Linie auf mögliche Turbulenzzonen im 
Lee-Bereich,  der  beim  Durchfliegen  beson-
ders  für  Segelflugzeuge,  Gleitschirmflieger 
und Motorgleiter Auswirkungen hat.
„Immer öfter muss der DHV Stellungnahmen 
zu  erforderlichen  Abständen  von  Wind-
kraftanlagen zu Fluggeländen bei Planungs-
behörden  abgeben.  …  Piloten  und  Vereine 
befürchten zum Teil eine massive Verschlech-
terung für den Flugsport“ [9] Studien/ Gut-
achten des  Fraunhofer Institutes IWES emp-
fehlen  Sicherheitsabstände  von  2x  Rotor-

durchmesser  für  den  Flugbetrieb  von  Ultraleichtflug-
zeugen und die FH Aachen wiederum 7x für Flächen-
flugzeuge und Gleitschirme. Praktische Testflüge erga-
ben in Abhängigkeit von 𝑣w unterschiedliche spürbare 
Turbulenzbereiche, die erst in einiger Entfernung (100-
200 m) deutliche Wirkungen entfalten. Insofern stellen 
Windkraftanlagen eine starke räumliche Einschränkung 
für den Freizeitsport der Lüfte dar.

Fazit
Den Kommunen macht man mit jährlichen Einnahme-
zielen von 30 T€ pro modernen (sehr hohen) Windrad 
die Ausweisung von Vorranggebieten schmackhaft. Das 
schafft eine sehr hohe 6 MW-Anlage nur, wenn sie ei-
nen Auslastungsgrad von 28,5 % erreicht. Der derzeiti-
ge Durchschnitt  pendelt  um 21%. Neben Windflauten 
sorgen Energieüberschuss und -engpässe für Unwägbar-
keiten in der „Erfolgsbilanz“. Totzeiten im Betriebsab-
lauf sowie der erforderliche Aufwand von Netzumge-
staltung und Speicherung sind weitere Aspekte, die in 
die Negativbetrachtung einfließen sollten, auch um der 
Windkraft wieder mehr Akzeptanz einzuräumen. Denn 
nur eine realistische Darstellung, verbunden mit ausge-
wogeneren und kostengünstigeren Windkraftausbau als 
bisher, sichert die erforderliche breite Akzeptanz. 

[1] Nach § 2 EEG 2023 liegen die Errichtung und der Betrieb 
von Erneuerbare-Energien-Anlagen im überragenden öffent-
lichen Interesse und dienen der öffentlichen Sicherheit. 
[2] Windenergie und Schall - Landesanstalt für Umwelt Ba-
den-Württemberg 
[3] D. Böhme: „Infraschall aus Sicht eines Physikers: Die un-
hörbare Gefahr?“ in eike-klima-energie.eu/2025/01/27
[4] D. Böhme: „Windräder bremsen den Wind - und beein-
flussen das Mikro-Klima“
[5] https://home.uni-leipzig.de/energy/energie-grundlagen/     
15.h  tml   (gesehen 20.01.26)
[6] Lee M. Müller u.a. „Zwei Methoden zur Abschätzung von 
Grenzen für die großtechnische Windkrafterzeugung“,  
www.pnas.org, 8. September 2015 | Jahrgang 112 | Nr. 36
[7] NAH_28_19R5__Chaban_Vahl.pdf 
[8]  Max Planck  Gesellschaft  www.mpg.de/9379767/   wind  -  
energie-wind-strom
[9] Björn Klaassen: „Windkraftanlagen und Gleitschirmflie-
gen“ DHV-Info 199; DHV: Deutscher Hängegleiterverband
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Am  21./22.11.2025  tagte  in  Hannover  das  4.  Forum 
Endlagersuche. Im Mittelpunkt stand einerseits die Op-
timierung  des  gesetzlichen  Standortauswahlverfahrens 
im Sinne eines allseits akzeptierten Findungszeitpunk-
tes oder -zeitraumes. Andererseits wurden Fragestellun-
gen, wie die ab 2028 an Stelle des bisherigen bundes-
weiten  „Forums  Endlagersuche“  tretenden  „Regional-
konferenzen“ zu gestalten sind, erörtert. Wie könnte ein 
„Handbuch Regionalkonferenzen“ einschließlich  eines 
unabhängigen  Expertenpools  gestaltet  werden?  Des 
weiteren  wurden  konkrete  Verfahrensfragen,  Erkun-
dungsmethoden und die bisher angewandten Auswahl-
Prüfkriterien behandelt und diskutiert.
Die  Bundesgesellschaft  für  Endlagerung  (BGE)  führt 
Prüfverfahren  zur  Reduzierung  der  ursprünglichen 
Flächen durch, die für einen Standort mit der höchst-
möglichen Sicherheit für ein Endlager für hochradioak-
tive Abfälle  geeignet  sein könnten.  Trotz der  „Vorla-
gen“ aus Finnland und der Schweiz, die sich bereits auf 
Endlager festlegten, sind die geologischen Bedingungen 
nur grob vergleichbar und erfordern vielfältige Prüfkri-
terien. Die voranschreitende standortspezifische Heran-
gehensweise  präzisiert  diese  „wissenschaftsbasierten, 
vergleichenden  und  lernenden  Verfahren“  sozusagen 
schrittweise.  Die  Einengung  der  zu  prüfenden  Aus-
gangsflächen stieg in den letzten 12 Monaten von 18% 
auf 53%. Die grauen Gebiete in der Deutschlandkarte 
Abb.  ①  müssen noch geprüft  werden. Während die 
braunen Flächen ausscheiden, die gelben nur gering ge-
eignet sind, durchlaufen die blauen weitere Prüfphasen 

einer Eignungsprüfung. Im Beispiel des Kartenauszuges 
Abb.      würde das die Regionen um Mühlhausen und 
Sömmerda in Thüringen oder Querfurt in Sachsen-An-
halt betreffen [1]. Ende 2027 soll dann der Standortregi-
onen-Vorschlag erfolgen. Auf Grundlage des umfang-
reichen 
Geomana-
gement  der 
Prüfphase 1 
sollen  dann 
fünf  bis 
zehn Regio-
nen  in 
Deutsch-
land mit der 
voraus-
sichtlich  sichersten  Eignung  vorschlagen  werden.  Für 
die sich anschließende Prüfphase II sind umfangreiche 
oberirdische  Erkundungen  vorgesehen.  Der  gesetzlich 
vorgesehene Findungszeitpunkt 2031 ist durch Vorstu-
dien und die Prozessanalyse Standortauswahlverfahren 
(PaSta) nicht nur in Frage gestellt worden, sondern sie 
halten  Verlängerungen  für  erforderlich  (sogar  bis 
2074!).  Das  Bundesumweltministerium  BMUKN  und 
die  BGE  plädieren  für  einen  Optimierungsprozess. 
Darin strebt man eine Reduzierung der Maximalvorstel-
lung an.  Den größten Effekt, eine zeitlichen Verringe-
rung um 1 bis 2 Jahrzehnte, räumt man einer verlänger-
ten Phase II unter Einsparung der Phase III ein. D.h., 
keine Erkundungsbergwerke zu errichten, sondern einen 
Vorzugsstandort mit endgültigen bergmännischen Auf-
schluss  zu  bestimmen.  Das  Standortauswahlgesetz 
(StandAG) bedarf für die zeitliche Anpassung der Än-
derung. Zum Jahresende ist ein Referentenentwurf ge-
plant, zu dem erste inhaltliche Schwerpunkte auf dem 
Forum  vom  BMUKN  vorgestellt  wurden.  Statt  einer 
Jahreszahl favorisiert man die Formulierung  „so zügig 
wie möglich“, was aus kritischer Sicht wiederum „sonst 
wann“  bedeuten kann. Zum zeitlichen Einsparpotential 
wurde bereits im Strahlentelex 03/25 ausführlicher be-
richtet  [2].  Die  Tagungsteilnehmer  diskutierten  offen 
und vielfältig  mit  Vertretern  der  Bundesbehörden die 
sich aus einer Phasenreduzierung ergebenden positiven 
und negativen Aspekte;  wichtig war allen dabei,  dass 
flexibles Handeln und Kurskorrekturen transparent und 
vom fachbezogenen Standpunkt aus erfolgen. Wie die 
weitere und konkrete Einbeziehung der Öffentlichkeit, 
wie Einwendungen und/oder Nachprüfaufträge wirksa-
mer  berücksichtigt  und  wie  Widerspruchsverfahren 
bzw. gerichtliche Klärungen eingeordnet  werden kön-
nen, wurden heiß diskutiert. Insbesondere für eine län-
gere Phase II ohne oder ergebnisabhängig vielleicht mit 
Phase III sollte ein Beteiligungsformat für Mitsprache 
und Einspruchsrecht der Öffentlichkeit  gefunden wer-
den.  
Wichtige  Detailfragen wurden  in  mehreren  Arbeits-
gruppen diskutiert. Dazu gehörte z.B. die nach wie vor 
schwierige Vorzugsauswahl der Gesteinsart des Endla-
gerstandortes. Abb. ③ [3] ist noch kein Zwischenstand 
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der bewerteten Kriterien, sondern nach wie vor der the-
oretische Sachstand (grün günstige, gelb weniger güns-
tige und rot ungünstige Eigenschaft). 

Standpunkte,  wie  nachfolgend  vom Nationalen  Be-
gleitgremium NBG, geben einen Einblick in die Dimen-
sion offener Probleme: Zeitpunkt, Umfang und Sicher-
heitsgrad des Endlagers unterliegen der Generationen-
gerechtigkeit, dem Druck der zunehmenden unsicheren 
und kostenintensiven Zwischenlagerung und der inzwi-

schen  stark  veränderten  globalen  Sicherheitslage.  Die 
bisher angestrebten Zeitgewinne (Weglassen der unter-
tägigen Vorerkundungen u.a.) unterliegen noch zu vie-
len offenen Fragen. Was durch fehlende Erkundungs-
bauwerke verloren gehen könnte, sollte in einem Work-
shop, den das BMUKN organisieren soll, besser aufge-
klärt werden. Die umstrittene Terminierung der Stand-
ortfestlegung von 2031 auf 2046, 2068 oder 2074 hat 
Auswirkungen  auf  die  Öffentlichkeit  und  die  Politik, 
wodurch die erforderliche Akzeptanz mit berücksichtigt 

werden muss. Das erfordert, die Stärken 
und Schwächen des StandortAG zu prä-
zisieren  und  zu  ändern.  Die  Novellie-
rung muss dabei Optimierung nicht nur 
anstreben,  sondern  sie  muss  auch  zu 
Optimierung führen. Das Kommunizie-
ren  der  eigentlichen  Regioneneingren-
zung  und  -findung  ist  qualitativ  noch 
offen.  
F.L.

[1]  BGE Endlagersuche Navigator       . 
[2] „Atomendlagerung in Deutschland   am 
Sankt  Nimmerleinstag“,  Stltx.    Nr.1 703/ 
2025 S. 7/8                                  .
[3] Vortrag Dr. J. Grötsch (NBG-  Sachver-
ständiger)  „Ein  kritischer  Blick  auf  die 
rvSU-Kriterien der BGE“ (22.11.25)
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Jahrestagung des Fachverbandes für Strahlenschutz e.V. 
Die vom 28.09. – 02.10.2025 in Chemnitz stattgefundene Jahrestagung des deutsch-schweizerischen 
Strahlenschutzvereins war neben dem Schwerpunkten der natürlichen radioaktiven Strahlung betreffs Radon und 
Radioaktiven Altlasten wieder außerordentlich breit gefächert. Grundsatzdiskussionen zum 
Strahlenschutzverständnis und -recht leiteten über in Fachsparten, wie den Strahlenschutz in der Medizin, der 
Abfallentsorgung und Störfallszenarien der Zwischenlagerung mittel- und hochradioaktiver Stoffe.  
Hervorzuheben ist, dass Vorträge von Nachwuchswissenschaftlern auf Grund des hohen Niveaus besonders 
wertgeschätzt wurden und künftig fester Tagungsbestandteil wird. 
Mit Blick auf die Radon-Themenschwerpunkte des Strahlentelex sind einige interessante Aspekte aus ausge-
wählten Fachbeiträgen zu benennen. Aktuelle Ergebnisse zu Radonmessungen im Zusammenhang mit 
ausgewiesene Vorsorgegebieten wurden für Sachsen und Hessen vorgestellt. Dabei berücksichtigte man in 
Hessen bei der Zuordnung des geologischen Untergrundes auch die obere Bodenschicht. Vorsichtig nähert man 
sich der Erkenntnis, dass diese maßgeblicher für die Beeinflussung der Innenraum- Radonkonzentrationen ist, als 
bisher eingestanden und berücksichtigt wurde. Ein Aussage, in wie weit die 750 Bodenluft- 3000 Inhouse-
Messungen die Festlegung von hessischen Radon-Vorsorgegebieten (RVG) rechtfertigen stellte man aber nicht 
öffentlich dar. Sachsens Erkenntnisse beruhen auf weniger Neumessungen und lassen keinen (offiziellen) 
Vergleich zu. Stichproben bzw. ausgewählte Projekte in Nicht-Vorranggebieten (Chemnitz) haben erneut 
bestätigt, dass die Radon-Inhouse-Probleme nicht auf RVG zu begrenzen sind. 
Nach wie vor werden Verfahren entwickelt, die es ermöglichen sollen, aus z.B. dreiwöchigen Messungen der 
Radon-222-Aktivitätskonzentration unter „funktionaler“ Berücksichtigung von Einflussparametern, den 
Radon-222-Jahresmittelwert eines Innenraums abzuschätzen. Mittels Regressionsanalysen werden bis zu 10 
Parameter, u.a. Außentemperatur, Temperaturdifferenz innen-außen, Luftfeuchte außen und innen, Wind-
geschwindigkeit und Luftdruckdifferenz innen-außen an ein Langzeitverhalten angepasst. Es bleibt letztlich nur 
ein Modell zur Berechnung eines Schätzwertes des Jahresmittelwertes der Radon-222- Aktivitätskonzentration 
aus einem Kurzzeit-Messwert.
Die Beiträge der Session Radioaktive Altlasten widmeten sich Japan (Bodenkontamination in Fukushima), 
Schweiz (Sanierung von Altdeponien mit radioaktiven Aushub), Deutschland (2 Projekte der Wismutsanierung 

https://www.bge.de/de/endlagersuche/standortregionen/endlagersuche-navigator/
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Prostatakarzinom  [1]
Das Karzinom gehört zu den am häufigsten auftreten-
den Krebserkrankungen. Zudem ist die Behandlungs-
entscheidung im fortgeschrittenen Stadium schwierig, 
Unterschiede der Wirksamkeit und der Nebenwirkun-
gen abzuwägen.  Vor allem wenn es um die totale Ent-
fernung (radikale Prostatektomie - RP) oder Bestrah-
lung (Strahlentherapie - RT) geht. Komplexe statisti-
sche  Auswertungen versuchen unter  Einbindung des 
medizinischen Fortschrittes, für beide Behandlungsar-
ten  die  Überlebenschancen  zu  vergleichen.  Auf  den 
ersten Blick liegt der chirurgische Totaleingriff RP vor 
der Bestrahlung. Der 50%- Wahrscheinlichkeit länger 
als 9 Jahre nach RP zu überleben stehen 8 Jahren bei 
RT gegenüber. RP-Patienten sind im Durchschnitt jün-
ger (66 versus74 Jahre) und die Einflussfaktoren sind 
sehr  komplex.  „Nach  multivariater  Adjustierung  an 
Tumor-  und  Patientencharakteristika  wurde  jedoch 
kein Unterschied zwischen RP und RT mehr beobach-
tet.“

(Das  OS  im  Diagramm  steht  für  das  Gesamtüberleben) 
Schlussfolgerung:  Die Daten … zeigen, dass die on-
kologischen Ergebnisse nach Adjustierung für Patien-
ten- und Tumoreigenschaften gleich effizient sind. Ak-
tuell unterziehen sich Patienten mit ungünstigen Cha-
rakteristika/Hochrisikokarzinomen vermehrt einer RP.

Grundlegende  Änderung  bei  Anwendung  der 
adaptiven Radiotherapie [2]

Primäres Ziel einer adaptiven (angepassten) Strahlenbe-
lastung ist die vollständige Tumorabdeckung mit der er-

forderlichen Strahlendosis bei paralleler Schonung der 
gesunden Organe. Bis dato wurde der Bestrahlungsplan 
zur patienten- und tumorspezifischem Anpassung zwi-
schen den Behandlungssitzungen neu berechnet. Künf-
tig  soll  eine  Online-Anwendung  breitere  Anwendung 
finden, bei der während der Bestrahlung in Echtzeit op-
timiert  wird.  Zum Einsatz  kommen Hybrid-Linearbe-
schleuniger  mit  integrierter  Computer-,  Magnetreso-
nanz-  oder  Positronen-Emissions-Tomografie  (CT, 
MRT, PET), die  die Pläne an neue Informationen an-
passen. In der Praxis sind bisher „… patientenrelevante 
Endpunkte  einschließlich  patientenberichteter  Ergeb-
nisse … weitgehend nicht verfügbar. Um das Verfahren 
zu etablieren und validieren, sind multizentrische,  ran-
domisierte Studien an spezialisierten Zentren erforder-
lich.“

Optimierte  Röntgenstrahlung  in  Gastroenterologie 
Verfahren wie die endoskopischer Röntgendurchleuch-
tung  (ERCP)  mit  gleichzeitiger  therapeutischer  Inter-
vention (z.B. Steinentfernung oder Stent-Implantation) 
oder  das  Applizieren  von  Röntgenkontrastmitteln 
(PTCP) verursachen Strahlenbelastungen, dargestellt als 
Dosisflächenprodukt.  Der  diagnostische  Referenzwert 
ist seit 2022 auf 2.000 cGy/cm2  festgelegt. Dieser wird 
bei ERCP je nach Interventionsumfang relativ schnell 
überschritten, währen PTCP bei den meisten Untersu-
chungen ihn deutlich unterschreitet. Als Optimierungs-
potential kann neben Kompromissen für die Bildqualität 
die in  [3] beschriebene  Anpassung von Protokollen 
dienen  sowie die  Art  und  Weise  der  technischen 
Durchführung zur Reduzierung der schnell ausufernden 
und in der Praxis zu selten erfassten Strahlenbelastung. 

F. L.

[1] Mike Wenzel u.a.: „Radikale Prostatektomie versus Strah-
len therapie beim Prostatakarzinom“ Deutsches Ärzteblatt  | 
Jg. 122 | Heft 18 | 5. September 2025
[2]  Goda Kalinauskaite u.a.:  „Radiotherapie – Paradigmen-
wechsel zur echtzeitadaptiven Bestrahlung“ Deutsches Ärzte-
blatt | Jg. 122 | Heft 3 | 7. Februar 2025
[3] B.  Szermerski,  R. Frank,  R.  Döker,  K.  Komorowski,  L. 
Geworski:  „Optimierung der Strahlenexposition bei Anwen-
dung von Röntgenstrahlung am Beispiel einer in der Gastro-
enterologie genutzten Röntgenanlagen“,  Medizinische Hoch-
schule Hannover (Vortrag FS Jahrestagung 2025 in Chem-
nitz)
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mit Umfängen der Strahlenschutzverbesserung) und Österreich (Bewertungskatalog für radiologische Bergbau-
Altlasten). Die örtliche Lage der Altlasten lassen meist keine bestehenden Expositionssituationen entsprechend 
dem Referenzwert (1 mSv/a) der nationalen Strahlenschutzverordnungen zu. Sanierungsbegründungen und 
Altlastbewertungen gestalten sich dann schwierig, da sie mit dem Strahlenschutz für die Bevölkerung nicht 
rechtlich begründbar sind. Im Falle der Altdeponien in der Schweiz war folgerichtig der politische Wille 
maßgebend, die Deponien zu untersuchen und ggf. den radioaktiven Aushub zu entfernen. Letztlich landeten 
15.000 m3 mit Radium kontaminierten Material im Bundeszwischenlager BZL auf einer Deponie. Maßgebliches 
Bewertungskriterium war die spezifische Aktivitäten von Ra-226 > 10 Bq/g.

Nuklearmedizin.
 Radiotherapien
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The discharge of treated, partially decontaminated coo-
ling water is reported to have resumed on December 5, 
2025.  However,  data  tracking is  not  available  on the 
IAEA website (unlike previous campaigns) [2]. This is 
the 17th batch of Advanced Liquid Processing System 
(ALPS)-treated  water  that  the  Tokyo  Electric  Power 
Company (TEPCO) is currently discharging. Since Ja-
pan began discharging ALPS-treated water in batches in 
August 2023, approximately 125,400 cubic meters (m³) 
of the approximately 1.3 million m³ of "stockpile" desti-
ned for disposal have been pumped into the ocean. Pre-
vious measurements confirm the 3-4 times higher loads 
with regard to reduced retention of radioactive substan-
ces, which is masked by enormous dilution. Is this the 
reason  for  the  lack  of  real-time  data  for  the  current 
discharge batch?
The  range  of  problems  resulting  from  the  long-term 
consequences of the 2011 reactor accident is, as is well 
known, not limited to the radioactive cooling and fire-
fighting water used at the time. During the decontami-
nation  of  land,  buildings,  and  entire  cities,  enormous 
quantities of  material  were removed and deposited in 
numerous locations. By 2024, 13.79 million cubic me-
ters of contaminated soil had been moved to an interim 
storage facility (ISF), which covers an area of 16 square 
kilometers across the cities of Okuma and Futaba. This 
was in addition to approximately 300,000 cubic meters 
of ash from the combustion of organic material. Follo-
wing the nuclear disaster, soil contamination levels of 
up to 220 Bq/g were detected.
The interim storage facility is equipped with measuring 
devices and treatment plants for decontamination (e.g., 
an incineration plant).

"Based on the 1 mSv/a criterion, an intervention value 
of  8 Bq/g for Cs-137 was determined.  Approximately 
75% have a specific activity < 8 Bq/g and may be used 
directly in recycling projects.  Approximately 25% ex-
ceed this 8 Bq/g criterion. For comparison: The Ger-
man release value for Cs-137 for landfilling up to a ma-
ximum of 1000 Mg/a is also 8 Bq/g." [1] The following 
figure from [1] shows the current mass allocation of the 
interim storage facility, according to which one quarter 
still needs to be processed above 8 Bq/g.
It is currently estimated that only up to 100,000 m³ of 
radioactive waste should remain, requiring final dispo-

sal.  Sorting,  screening,  cleaning,  and  ash  residues 
would be 99% recycled and reused. It is intended to be 
used as  subsoil  in  road construction and under  farm-
land.  A law was specifically created that  now allows 
Tepco to “…repurpose the soil both within and outside 
Fukushima  Prefecture  and  to  finally  dispose  of  the 
remaining soil outside Fukushima Prefecture by 2045. 
…75% with low radioactivity (is to be) used for engi-
neering structures such as embankments for roads, rail-
ways, dams, waste treatment plants, coastal protection, 
agricultural land, and land reclamation.” [3]
The  aforementioned  100,000  m³  of  radioactive  waste 
are to be disposed of by 2045 in a repository built speci-
fically for this purpose. As in Germany, in Japan, final 
disposal is a state-run operation and financing responsi-
bility.

The fuel elements have not yet been retrieved from the 
damaged reactors 1-3; this is expected to be completed 
by 2029. Testing of the necessary retrieval technology 
for the dismantling of the nuclear reactors themselves is 
only just beginning. Completion could be expected in 
30 or 40 years. There are definite parallels to the dis-
mantling of the Lubmin nuclear power plant (see p. 6).

[1] Presentation by J. Feinhals (Managing Director of 
the German Association for Radiation Protection) at the 
2025  Annual  Meeting  of  the  German  Association  in 
Chemnitz
[2] IAEA Weekly Bulletin of December 5, 2025
[3] IAEA Weekly Bulletin of September 14, 2024
[4] IAEA Weekly Bulletin of December 12, 2025
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Current status of recycling and disposal 
of radioactive waste from the 
Fukushima Daiichi nuclear power plant 
disaster
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In a formerly inhabited area of  Fukushima Prefecture, 
workshop participants (emergency specialists) from Uk-
raine,  Southeast  Asia,  and Australia  are  receiving in-
struction  in  field  sampling  techniques  as  part  of  an 
IAEA technical  training course  on radiological  emer-
gency  monitoring.  The  Japanese  Ministry  of  Foreign 
Affairs is funding the courses and prioritizing Ukrainian 
participation. The overall aim is to strengthen and build 
the  resilience  of  authorities  to  nuclear  disasters.  The 
IAEA is particularly concerned with enhancing Ukrai-
ne's response capabilities in the event of nuclear and ra-
diological emergencies. “Participants received a mix of 
theoretical instruction and practical fieldwork in some 
of the worst-affected areas of Fukushima. This included 
radiation  monitoring  and  environmental  sampling  at 
sites such as the former Kumamachi Elementary School 
in Okuma Town and Yasuragi-Sou, a community nur-
sing home for the elderly in Namie Town – both unoc-
cupied since the disaster. Under the guidance of trai-
ners from the IAEA and the Australian Organisation for 
Nuclear  Science  and  Technology,  participants  used 
backpack sensing systems, gamma spectrometers,  and 
contamination  monitors  to  collect  and  interpret  data 
under real-world conditions.” [4] The training aimed to 
test  participants’  ability  to  operate  under  real-world 
stress conditions. They uploaded field data to a training 
platform and learned how to visualize and analyze re-
sults to make rapid decisions during a nuclear or radio-
logical emergency.  “Training in a real-world environ-
ment  –  where  radiation  levels  can  be  measured  and 
emergency  responses  simulated  –  equips  participants 
with skills they cannot acquire in a purely theoretical 
context.”  [4] In particular, nuclear disasters are expec-
ted in Ukraine. The IAEA currently assesses the situati-
on as follows: At the Zaporizhzhia Nuclear Power Plant 
and three other nuclear power plants in Ukraine, milita-
ry activities are affecting the grid and external power 
supplies of the operating nuclear power plants, which 
has repeatedly necessitated reductions in the output of 
several reactors. These disturbances lead to fluctuating 
power outputs; temporary shutdowns and forced outa-
ges  are  the  result.  “In  several  cases,  the  units  were 
taken offline or operated at reduced capacity to main-
tain grid balance and prevent equipment damage follo-
wing sudden protective measures.” [4]
F. L.
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In Fukushima's evacuation zone, 
experts, including some from Ukraine, 
are training for an effective nuclear 
emergency response.


